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Geschéftsstelle Landtag, Gemeinderat,
Landesregierung und Stadtsenat

Initiativantrag

der Abgeordneten Gabriele Mork (SPO), Waltraud Karner-Kremser, MAS (SPO),
Barbara Novak, MA (SPO), Dr. Kurt Stirzenbecher (SPO), Dipl.-Ing. Selma Arapovi¢
(NEOS) und Mag. (FH) Mag. (FH) Jérg Konrad (NEOS).

betreffend das Gesetz, mit dem das Gesetz Uber die Unterstiitzung von Personen
bei der Bestreitung der erhéhten Energiekosten (Wiener
Energieunterstitzungsgesetz), das Wiener Mindestsicherungsgesetz (WMG) und
das Gesetz Uber die Férderung des Wohnungsneubaus und der
Wohnhaussanierung und die Gewahrung von Wohnbeihilfe (Wiener
Wohnbauférderungs- und Wohnhaussanierungsgesetz - WWFSG 1989) gedndert
werden (Wiener Wohnunterstitzungen 2023).

Begriindung:

Die Sammelnovelle dient der Umsetzung der Wiener Wohnunterstitzungen, die
die Wiener Bevdlkerung bei der Bewaltigung der gestiegenen Wohnkosten sowie
der allgemeinen Teuerung unterstitzen. Die Wiener Wohnunterstitzungen sind
Teil des ,5-Punkte-Plans fir leistbares Wohnen in Wien", der ein umfassendes
Malnahmenpaket als zusatzliche Férderung zu dem bereits dichten Netz an
UnterstUtzungsmalinahmen — von der Wohnbeihilfe und Mietbeihilfe bis hin zu
den Wohnungssicherungsstellen — vorsieht.

Das Wiener Energieunterstitzungsgesetz wird zum Wiener Wohn- und
Energieunter-stitzungsgesetz umbenannt, da die Ziele hinsichtlich der Minderung
der finanziellen Mehrbelastungen, die sich aufgrund der gestiegenen Wohnkosten
sowie der Teuerung ergeben, erweitert werden.

Zur finanziellen Unterstitzung und Entlastung bei der Bestreitung der gestiegenen
Wohnkosten sowie der Teuerung werden nun folgende Férderungen neu
vorgesehen:

1. eine Férderung als Wiener Wohnbonus (8§ 23 bis 26);

2. eine Foérderung als Wiener Wohnunterstitzungspauschale (88 27 bis 33)
und

3. eine Foérderung als Wiener Wohnungssicherung Plus (& 34).
1) Wiener Wohnbonus

Der Wiener Wohnbonus ist eine Unterstitzungsleistung, die sich bis in den
Mittelstand hinein an jene Haushalte richtet, die unter gestiegenen Wohnkosten
leiden. So werden bis 700.000 Haushalte mit dem Wiener Wohnbonus erreicht.
Die Hohe des Wiener Wohnbonus betragt 200 Euro pro Adresse, an der eine
Hauptwohnsitzmeldung vorliegt.



Der Wiener Wohnbonus wird analog zum Wiener Energiebonus 22 abgewickelt.
Der Wohnbonus richtet sich an alle Wiener Haushalte mit einem
Bruttojahreseinkommen 2022 in Hhe von max. 40.000 Euro bei einer an der
Adresse mit Hauptwohnsitz gemeldeten Person bzw. in Hshe von max. 100.000
Euro bei mehreren an der Adresse mit Hauptwohnsitz gemeldeten volljghrigen
Personen.

Von Mitte Juli 2023 bis Ende September 2023 wird es méglich sein, ein Ansuchen
auf den Wiener Wohnbonus zu stellen. Wie bereits beim Wiener Energiebonus
werden alle Haushalte im Vorfeld mittels Brief informiert.

2) Wiener Wohnunterstitzungspauschale

Die Wiener WohnunterstiUtzungspauschale ist eine zusatzliche Forderung in der
Hohe von 200 Euro fir vulnerable Zielgruppen (Wiener
Mindestsicherungsbeziehende, Wiener Wohnbeihilfenbeziehende, Wiener
Arbeitslosengeld-Beziehende (AIVG-Beziehende), Wiener Krankengeldbeziehende
(bei Arbeitslosigkeit) und Ausgleichszulagen- bzw.
Ergdnzungszulagenbeziehende) und soll bei der Bezahlung der steigenden
Mietkosten unterstitzen.

Die Férderung wird automatisch ausbezahlt, eine Antragstellung ist nicht
erforderlich. Die Auszahlungen sollen ab September 2023 erfolgen. Fir die
Wohnunterstitzungspauschale wird von rund 245.000 potenziellen
Férdernehmer*innen ausgegangen.

3) Wiener Wohnungssicherung Plus

Die Wiener Wohnungssicherung Plus ist eine Férderung, die sich an Mieter*innen
wendet, die vom Verlust der Wohnung bedroht sind. Bereits wahrend der COVID-
19-Krise sind die Mietrickstéande stark angestiegen. Ein voribergehender
Delogierungsstopp sowie der Ausbau der Wohnungssicherung in Wien hat bisher
viele Mieter*Innen vor dem Wohnungsverlust bewahrt. Mittlerweile steigen die
Rickstande jedoch weiter an, da die Teuerungskrise vor allem bei vulnerablen
Zielgruppen zu reduzierten Haushaltsbudgets fuhrt. Zuletzt sind auch die
Wohnkosten stark gestiegen.

Die MaRnahme des Landes richtet sich ausschlieRlich an vulnerable Zielgruppen,
die von hohen Wohnkosten Gberproportional betroffen sind. Mittels Nachweis des
Mietrickstandes und der Zielgruppenzugehdrigkeit kann mdoglichst
unbirokratisch bei einem Rickstand ein Ansuchen gestellt werden. Personen, die
nicht zur Zielgruppe der Wohnungssicherung Plus zahlen, kdnnen Mittel aus dem
Wohnschirm des Bundes beantragen.

Die Beantragung der Wiener Wohnungssicherung Plus soll Gber ein Online-
Ansuchen erfolgen, der Rickstand wird direkt an die Vermieter*in bzw.
Hausverwaltung Gberwiesen.

Zusatzlich kann die Sozialarbeit der Abteilung Soziales, Sozial- und
Gesundheitsrecht der Stadt Wien bzw. der Fachstelle fir Wohnungssicherung fur
Beratung und UnterstiUtzung (z.B. beim Abschluss einer Ratenvereinbarung) in
Anspruch genommen werden.



Der Start der Wiener Wohnungssicherung Plus ist fir August bzw. September
2023 geplant.

Weiteres beinhaltet die Sammelnovelle eine Anderung des Wiener
Mindestsicherungs-gesetzes und des Wiener Wohnbauférderungs- und
Wohnhaussanierungsgesetzes - WWFSG 1989, mit der die Nichtanrechnung von
Mietgutschriften, die als Ausgleich fir die inflationsbedingten Mehrausgaben von
Gebietskorperschaften oder von Vermieter*innen gewahrt werden, auf Leistungen
der Mindestsicherung bzw. auf Leistungen der Wohnbeihilfe sichergestellt werden
soll.

Die unterfertigten Landtagsabgeordneten stellen gemaR § 125 Abs. 2 der Wiener
Stadtverfassung und § 30b Abs. 1der Geschéaftsordnung des Landtages fir Wien
folgenden

Initiativantrag:
Der Wiener Landtag wolle beschlief3en:

Der Entwurf eines Gesetzes, mit dem das Gesetz Uber die Unterstitzung von
Personen bei der Bestreitung der erhéhten Energiekosten (Wiener
Energieunterstitzungsgesetz), das Wiener Mindestsicherungsgesetz (WMG) und
das Gesetz Uber die Férderung des Wohnungsneubaus und der
Wohnhaussanierung und die Gew&hrung von Wohnbeihilfe (Wiener
Wohnbauférderungs- und Wohnhaussanierungsgesetz - WWFSG 1989) geandert
werden (Wiener Wohnunterstitzungen 2023), wird zum Beschluss erhoben.

25.05.2023



Unterzeichner*innen:

Gabriele Mdrk (SPO); Waltraud Karner-Kremser, MAS (SPO); Dr. Kurt Stirzenbecher
(SPO); Mag. (FH) Jérg Konrad (NEOS); Dipl.-Ing. Selma Arapovi¢ (NEOS); Barbara
Novak, MA (SPO)
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LANDESGESETZBLATT

FUR WIEN

Jahrgang 2023 Ausgegeben am xx. xxxx 2023

X. Gesetz: Wiener Energieunterstitzungsgesetz, Wiener Mindestsicherungsgesetz
(WMG), Wiener Wohnbauférderungs- und Wohnhaussanierungsgesetz —
WWEFSG 1989 (Wiener Wohnunterstitzungen 2023); Anderungen

Gesetz, mit dem das Gesetz Uber die Unterstitzung von Personen bei der Bestreitung der
erhohten  Energiekosten  (Wiener  Energieunterstiitzungsgesetz), das  Wiener
Mindestsicherungsgesetz (WMG) und das Gesetz UUber die Forderung des
Wohnungsneubaus und der Wohnhaussanierung und die Gewahrung von Wohnbeihilfe
(Wiener Wohnbaufdrderungs- und Wohnhaussanierungsgesetz — WWFSG 1989) geandert
werden (Wiener Wohnunterstiitzungen 2023)

Der Wiener Landtag hat beschlossen:

Inhaltsverzeichnis

Avrtikel Gegenstand

| Anderung des Wiener Energieunterstiitzungsgesetzes

1| Anderung des Wiener Mindestsicherungsgesetzes (WMG)

11| Anderung des Wiener Wohnbauférderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes —
WWFSG 1989

v Inkrafttreten

Artikel |
Anderung des Wiener Energieunterstiitzungsgesetzes

Das Gesetz Uber die Unterstiitzung von Personen bei der Bestreitung der erhdhten Energiekosten
(Wiener Energieunterstiitzungsgesetz), LGBI. fir Wien Nr. 18/2022, zuletzt gedndert durch das Gesetz
LGBI. fur Wien Nr. 7/2023, wird wie folgt geéndert:
1. Der Titel des Gesetzes lautet:
,,Gesetz liber die Unterstiitzung von Personen bei der Bestreitung der erhéhten Wohn- und Energiekosten
(Wiener Wohn- und Energieunterstiitzungsgesetz)“
2. In 8 1 Abs. 1 wird nach dem ersten Satz folgender Satz eingefugt:

,,Ebenso sollen die finanziellen Mehrbelastungen, die sich aufgrund der gestiegenen Wohnkosten
sowie der Teuerung flr diese Personen ergeben, gemildert werden.*
3. In 8 1 Abs. 2 wird nach dem zweiten Satz folgender Satz angefigt:

,»Zusatzlich dazu sollen die Férderungen nach dem 6. Abschnitt zur finanziellen Unterstiitzung und
Entlastung von Personen bei der Bestreitung der gestiegenen Wohnkosten sowie der Teuerung beitragen.
4. § 3 lautet:

-8 3. Die Forderungen nach diesem Gesetz sind im Rahmen der sonstigen Sozialhilfe erfolgende
Leistungen, die einen durch die finanzielle Mehrbelastung aufgrund der starken Erhéhung von
Energiekosten und der gestiegenen Wohnkosten sowie der Teuerung bestehenden Sonderbedarf
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abdecken. Ebenso sind die Forderungen nach diesem Gesetz, die der Deckung dieses Sonderbedarfes
dienen, von einer Anrechnung gemaR § 10 Abs. 1 Wiener Mindestsicherungsgesetz ausgenommen.*

5. Nach § 21 wird folgender 6. Abschnitt samt Uberschrift eingefugt:

,,0. Abschnitt
Wiener Wohnunterstiitzungen

Allgemeines zu den Wiener Wohnunterstiitzungen

§ 22. Zur finanziellen Unterstiitzung und Entlastung von Personen bei der Bestreitung der
gestiegenen Wohnkosten sowie der Teuerung werden folgende Forderungen vom Land Wien vorgesehen:

1. eine Forderung als Wiener Wohnbonus (88 23 bis 26);
2. eine Forderung als Wiener Wohnunterstiitzungspauschale (8§ 27 bis 33);
3. eine Forderung als Wiener Wohnungssicherung Plus (§ 34).

Die Forderungen werden vom Land Wien im Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung gewahrt und
auf diese besteht kein Rechtsanspruch.

Allgemeines zum Wiener Wohnbonus

§ 23. (1) Personen, die besonders von den gestiegenen Wohnkosten und der Teuerung betroffen sind,
wird eine Forderung als Wiener Wohnbonus in Héhe von 200 Euro zur finanziellen Unterstutzung bei der
Bestreitung dieser gestiegenen Kosten vom Land Wien gewahrt. Die Férderung wird vom Land Wien im
Rahmen der Privatwirtschaftsverwaltung gewahrt und auf diese besteht kein Rechtsanspruch.

(2) Ein Ansuchen auf den Wiener Wohnbonus kann von Personen fur die Wohnadresse ihres
Hauptwohnsitzes (8 1 Abs. 7 MeldeG) gestellt werden, wenn diese
1. zum 28. Juni 2023 im Gebiet der Stadt Wien ihren Hauptwohnsitz gemal 8 1 Abs. 7 MeldeG
haben,

2. zum 28. Juni 2023 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
3. das hdchstzuléssige Jahreseinkommen gemaR § 24 Abs. 1 nicht uberschreiten.

(3) Haben mehr als eine Person an einer Adresse ihren Hauptwohnsitz gemal 8 1 Abs. 7 MeldeG
zum 28. Juni 2023 gemeldet, kann die Férderung trotzdem nur von einer Person flr die Adresse, an der
diese ihren Hauptwohnsitz gemé&R 8 1 Abs. 7 MeldeG gemeldet hat, angesucht werden; ausgenommen die
Personen haben ihren Hauptwohnsitz gem&R 8 1 Abs. 7 MeldeG in einer der nachfolgend genannten
Einrichtungen im Gebiet der Stadt Wien und sind daher besonders von sozialer Hilfsbedurftigkeit bei der
Bestreitung der Teuerung betroffen:

1. volljahrige Personen, die gemaR § 14 WSHG in Hausern flir Obdachlose wohnen;

2. volljahrige Personen, die gemél 8 3 Abs. 1 Z1 WGVG in Einrichtungen der Grundversorgung
wohnen;

3. volljahrige Personen, die gemdR § 12 CGW in Einrichtungen fir Menschen mit Behinderungen
wohnen;

4. volljahrige Personen, die geméaR 8 22¢c WSHG in betreuten Wohngemeinschaften wohnen;

5. volljahrige Personen, die gemal 82 Abs.1 Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetz in
Wohnheimen, Pflegeheimen und Pflegestationen dauerhaft oder auf bestimmte Zeit
aufgenommen, betreut und bei Bedarf gepflegt und auch fallweise arztlich betreut werden;

6. volljahrige  Personen, die in  Krankenanstalten gemdl &1 Abs.3  Wiener
Krankenanstaltengesetz 1987 untergebracht sind;

7. volljahrige Frauen, die in einer geschitzten Unterkunft fiir Frauen (Frauenhaus) wohnen;

8. volljahrige Personen, die in betreuten Wohngemeinschaften der Suchthilfe Wien gemeinniitzige
GmbH wohnen.

(4) Abweichend von Abs. 2 sind Personen, die in einer Strafvollzugsanstalt, einem gerichtlichen
Gefangenenhaus oder einer Justizanstalt ihren Hauptwohnsitz geméBR § 1 Abs. 7 MeldeG haben, nicht
berechtigt ein Ansuchen auf den Wiener Wohnbonus zu stellen.

Hochstzulassiges Jahreseinkommen

§ 24. (1) Einen Wiener Wohnbonus koénnen jene Personen erhalten, deren geméR Abs.2 zu
beurteilendes jahrliches Einkommen folgende Einkommensgrenzen (hdchstzulédssiges Jahreseinkommen)
nicht Ubersteigt:
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1. 40 000 Euro, wenn an einer Adresse eine einzige Person ihren Hauptwohnsitz gemaR § 1 Abs. 7
MeldeG hat;

2. 100 000 Euro, wenn an einer Adresse mehrere Personen ihren Hauptwohnsitz gemaR § 1 Abs. 7
MeldeG haben.

(2) Fur die Beurteilung, ob das jahrliche Einkommen die in Abs. 1 festgelegten Einkommensgrenzen
nicht Gberschreitet, ist wie folgt vorzugehen:

1. Zunéchst ist das Einkommen gemal 8 2 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 1988 — EStG 1988
zuzuglich der sonstigen Beziige gemal 8§67 Abs.1 und 2 EStG 1988 sowie der
Sozialversicherungsbeitrdge heranzuziehen. Dabei ist auf den Einkommensteuerbescheid fiir das
Veranlagungsjahr 2022  oder, falls ein solcher nicht erlassen wurde, auf den
Einkommensteuerbescheid fiir das Veranlagungsjahr 2021 abzustellen.

2. Wurde kein Einkommensteuerbescheid fir das Veranlagungsjahr 2022 und fur das
Veranlagungsjahr 2021 erlassen, so ist auf die in dem/den (Jahres-)Lohnzettel(n) fir das
Kalenderjahr 2022 ausgewiesenen Bruttobeziige abzustellen.

3. Ist eine Beurteilung nach Z1 und Z2 nicht mdglich oder ergibt sich aus dem
Einkommensteuerbescheid fir das Veranlagungsjahr 2021 eine Uberschreitung der in Abs. 1
festgelegten  Einkommensgrenzen, muss — wenn eine solche Uberschreitung im
Kalenderjahr 2022 nicht stattgefunden hat, allerdings noch kein Einkommensteuerbescheid
vorliegt — glaubhaft gemacht werden, dass im Kalenderjahr 2022 das Einkommen im Sinne der
Z 1 den Grenzwert nicht Gberschreitet.

(3) Haben mehr als eine Person an einer Adresse ihren Hauptwohnsitz geméal § 1 Abs. 7 MeldeG, ist
die Summe aller zu bericksichtigenden Einkommen zu ermitteln. Dabei ist das Einkommen aller
Personen, die zum 28. Juni 2023 das 18. Lebensjahr vollendet haben, gemaR Abs. 2 zu ermitteln.

(4) Abweichend von Abs. 3 ist im Fall von Personen, die in einer der in 8§23 Abs. 3 Z1 bis 8
genannten Einrichtungen ihren Hauptwohnsitz gemaR § 1 Abs. 7 MeldeG haben, nur das Einkommen der
das Forderansuchen stellenden Person heranzuziehen.

Abwicklung des Wiener Wohnbonus

§ 25. (1) An jede Adresse in Wien, die zum 28. Juni 2023 fiir eine oder mehrere Personen als
Hauptwohnsitz gem&R § 1 Abs. 7 MeldeG ausgewiesen ist, ausgenommen Strafvollzugsanstalten oder
gerichtliche Gefangenenhduser bzw. Justizanstalten, ist ein Schreiben Uber den Wiener Wohnbonus zu
versenden. Zusétzlich ist an Personen, die in einer der in § 23 Abs. 3 Z 1 bis 8 genannten Einrichtungen
ihren Hauptwohnsitz gemal § 1 Abs. 7 MeldeG haben, ein Schreiben tber den Wiener Wohnbonus zu
versenden.

(2) Das Schreiben gemaR Abs. 1 hat Informationen Uber den Wiener Wohnbonus, ein Passwort und
eine Hauptwohnsitzadresse zu enthalten. Dabei wird jeder Hauptwohnsitzadresse ein Passwort
zugeordnet, das einmalig zur Stellung eines Ansuchens zu verwenden ist. Im Fall von Personen, die in
einer der in 8§23 Abs.3 Z1 bis 8 genannten Einrichtungen ihren Hauptwohnsitz gemal § 1 Abs. 7
MeldeG haben, wird jeder Person ein Passwort zugeordnet, das einmalig zur Stellung eines Ansuchens zu
verwenden ist.

(3) Im Ansuchen auf Gewahrung des Wiener Wohnbonus sind folgende Informationen anzugeben
sowie Erklarungen abzugeben:
1. Familienname, Vorname, Geburtsdatum der zum 28. Juni 2023 an der Adresse mit
Hauptwohnsitz gemeldeten Personen, wobei férderwerbende Personen, die in einer der in § 23
Abs. 3 Z 1 bis 8 genannten Einrichtungen ihren Hauptwohnsitz geméaR 8 1 Abs. 7 MeldeG haben,
lediglich ihren Familiennamen, Vornamen und Geburtsdatum anzugeben haben;
2. Kommunikationsdaten;

. eine Bankverbindung und Kontonummer;

4. die Erkléarung, dass die Hohe der Einkiinfte der volljahrigen Person(en), die zum 28. Juni 2023 an
der Adresse ihren Hauptwohnsitz hat/haben, das hdchstzuldssige Jahreseinkommen gemaR § 24
Abs. 1 nicht tberschreiten;

5. Eingabe der zum Zeitpunkt der Stellung des Ansuchens aktuellen Meldeadresse, wenn diese von
der Adresse zum 28. Juni 2023 abweicht;

6. die Erklarung, dass die Fordervoraussetzungen gemal § 23 Abs. 2 bzw. Abs. 3 und § 24 Abs. 1
sowie die Regelungen Uber das Verfahren, die Auszahlung sowie die Riickerstattung gemal § 26
zur Kenntnis genommen werden.

w
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(4) Wurde an eine Adresse kein Schreiben gemaR Abs. 1 ausgesandt, kdnnen die zum 28. Juni 2023
an dieser Adresse mit Hauptwohnsitz gemeldeten Personen die neuerliche Zusendung des Schreibens
anfordern. Ebenso kann im Fall des Verlustes des Schreibens eine neuerliche Zusendung angefordert
werden.

(5) Das Ansuchen auf Gewéhrung des Wiener Wohnbonus kann bis langstens 30. September 2023
gestellt werden.

Verfahren und Auszahlung zum Wiener Wohnbonus

§ 26. (1) Der Forderbetrag wird auf das im Ansuchen angegebene Girokonto bei einem Kreditinstitut
angewiesen. Ist die Uberweisung auf ein Konto nicht mdglich, so hat die Auszahlung des Wiener
Wohnbonus durch Postanweisung zu erfolgen.

(2) Unvollstandige Ansuchen sind mit der Aufforderung zur Ergénzung innerhalb von einer Frist von
14 Tagen zu verbessern. Wird der Aufforderung nicht fristgerecht entsprochen, wird das Ansuchen nicht
weiterbearbeitet.

(3) Das Amt der Wiener Landesregierung kann zur Uberpriifung der Voraussetzungen fiir den
Wiener Wohnbonus gemal § 23 Abs. 2 bzw. Abs. 3 und § 24 Abs. 1 zusétzliche Unterlagen anfordern.

(4) Wird der Wiener Wohnbonus ausbezahlt, obwohl die VVoraussetzungen gemaf § 23 Abs. 2 bzw.
Abs. 3 und § 24 Abs. 1 nicht vorliegen, ist die Forderung dem Land Wien von den férdernehmenden
Personen riickzuerstatten.

Allgemeines zur Wiener Wohnunterstitzungspauschale

§ 27. (1) Zur finanziellen Unterstiitzung bei der Bestreitung der gestiegenen Wohnkosten und der
Teuerung werden folgende Forderungen in Form eines Betrages in Hohe von 200 Euro pro volljahriger
Person (Wiener Wohnunterstltzungspauschale) vom Land Wien vorgesehen:

1. eine finanzielle Zuwendung bei einem Anspruch auf Leistungen der Wiener Mindestsicherung
(8 28);

2. eine finanzielle Zuwendung bei einem Anspruch auf Leistungen der Wiener Wohnbeihilfe (§ 29);

3. eine finanzielle Zuwendung bei einem Anspruch auf Leistungen der Ausgleichszulage oder
Erganzungszulage (& 30);

4.eine finanzielle Zuwendung bei einem Anspruch auf Leistungen aus der
Avrbeitslosenversicherung oder Leistungen der Krankenversicherung nach § 41 AIVG (8 31).

(2) Die Auszahlung der finanziellen Zuwendungen gemaR 8§ 28 bis 31 erfolgt ohne vorangehendes
Ansuchen.

(3) Die finanziellen Zuwendungen gemal 8§ 28 bis 31 werden einmalig pro volljéhriger Person
ausbezahlt. Ergibt sich ein Zusammentreffen mehrerer Férderungen, da eine Person mehrere der in § 28
Abs. 1, § 29 Abs. 1, § 30 oder § 31 genannten Voraussetzungen erfillt, so ist dieser Person trotzdem nur
eine finanzielle Zuwendung — somit ein Betrag in H6he von 200 Euro — einmalig zu gewahren.

(4) Die finanziellen Zuwendungen gemaR 8§ 28 bis 31 werden vom Land Wien im Rahmen der
Privatwirtschaftsverwaltung gewahrt. Auf die Férderungen besteht kein Rechtsanspruch.

Wiener Wohnunterstitzungspauschale bei Anspruch auf Leistungen der Wiener Mindestsicherung

§ 28. (1) Eine Forderung in Form einer finanziellen Zuwendung in H6he von 200 Euro pro Person ist
volljahrigen Personen, die im Monat August 2023 die Voraussetzungen fiir einen Anspruch auf eine
Leistung der Wiener Mindestsicherung gemafR § 7 Abs. 1 WMG erfiillen, einmalig zu gewéhren.

(2) Die Forderung nach Abs. 1 ist nicht zu gewahren, wenn die jeweilige Person bereits die
Voraussetzungen einer Férderung gemal § 30 oder § 31 erfiillt.

Wiener Wohnunterstitzungspauschale bei Anspruch auf Leistungen der Wiener Wohnbeihilfe

§ 29. (1) Eine Forderung in Form einer finanziellen Zuwendung in Héhe von 200 Euro pro Person ist
volljahrigen Personen, die im Monat August 2023 die Voraussetzungen fiir einen Anspruch auf eine
Leistung der Wiener Wohnbeihilfe gemal § 20 oder § 60 WWFSG 1989 erfiillen sowie volljahrigen
Personen, die in diesem Zeitraum mit einer anspruchsberechtigten Person im gemeinsamen Haushalt
geman § 20 Abs. 1 oder § 60 Abs. 1 WWFSG 1989 leben, einmalig zu gewéhren.

(2) Die Forderung nach Abs. 1 ist nicht zu gewahren, wenn die jeweilige Person bereits die
Voraussetzungen einer Férderung geman 8 28, 8 30 oder § 31 erfillt.
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Wiener Wohnunterstitzungspauschale bei Anspruch auf Leistungen der Ausgleichszulage oder der
Ergénzungszulage

§ 30. Eine Forderung in Form einer finanziellen Zuwendung in Hohe von 200 Euro pro Person ist
jenen volljahrigen Personen einmalig zu gewéhren, die im Monat August 2023 im Gebiet der Stadt Wien
ihren Hauptwohnsitz gem&R 8 1 Abs. 7 MeldeG oder fur das Gebiet der Stadt Wien eine
Hauptwohnsitzbestatigung gemal § 19a MeldeG haben und in diesem Zeitraum die VVoraussetzungen fiir
einen Anspruch auf eine der folgenden Leistungen erftllen:

1. eine Ausgleichszulage geméaR § 292 ASVG;

. eine Ausgleichszulage gemal} § 149 GSVG,;

. eine Ausgleichszulage gemal? § 140 BSVG,;

. eine Erganzungszulage geméaR § 30 PO 1995;

. eine von der OBB-Holding AG oder einer von dieser beauftragten Gesellschaft oder Einrichtung
fur die Pensionsangelegenheiten (8 52a Abs. 1 Bundesbahngesetz) auszuzahlende bzw. zu
verrechnende Erganzungszulage gemaR § 24 BB-PG;

6. eine von der Versicherungsanstalt 6ffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau (BVAEB)

auszuzahlende bzw. zu verrechnende Ergénzungszulage gemaR § 26 PG. 1965.

Wiener Wohnunterstitzungspauschale bei Anspruch auf Leistungen aus der
Arbeitslosenversicherung oder Leistungen der Krankenversicherung nach § 41 AIVG

8§ 31. Eine Forderung in Form einer finanziellen Zuwendung in Hohe von 200 Euro pro Person ist
jenen volljahrigen Personen einmalig zu gewahren, die im Monat August 2023 in die Zustandigkeit der
regionalen Geschéftsstellen des Arbeitsmarktservice fiir das Bundesland Wien oder der
Landesgeschaftsstelle Wien geméll § 44 AIVG fallen und in diesem Zeitraum die Voraussetzungen fur
einen Anspruch auf eine oder mehrere der folgenden Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung oder
der Krankenversicherung erfillen:

1. Arbeitslosengeld geméR § 6 Abs. 1 Z 1 AIVG;

2. Notstandshilfe geméR § 6 Abs. 1 Z 2 AIVG;

3. eine Bevorschussung von Leistungen aus der Pensionsversicherung gemal 8 6 Abs. 1 Z 3 AIVG;
4. ein Umschulungsgeld gemé&R § 6 Abs. 1 Z 9 AIVG;

5. Krankengeld gemaR § 41 AIVG.

Abwicklung und Auszahlung der Wiener Wohnunterstiitzungspauschale

§ 32. Das Amt der Wiener Landesregierung hat die einmalige finanzielle Zuwendung an jene
Personen, die unter die § 28, § 29, 8 30 Z 4 bis 6 und § 31 fallen, auf ein Girokonto der jeweiligen Person
bei einem Kreditinstitut ohne vorangehendes Ansuchen von sich aus auszuzahlen. Ist die Uberweisung
auf ein Konto nicht maéglich, so hat die Auszahlung der finanziellen Zuwendung durch Postanweisung zu
erfolgen.

O b~ wN

Kooperation mit Tragern der Pensionsversicherung

§ 33. Das Land Wien wird fir die Abwicklung und Auszahlung der einmaligen finanziellen
Zuwendung an Personen, die unter 8 30 Z 1 bis 3 fallen, die Kooperation mit den Trégern der
Pensionsversicherung bzw. Versicherungstréagern verfolgen und auf Basis des § 104 Abs. 7 ASVG, des
8§72 Abs. 6 GSVG und des §68 Abs.7 BSVG entsprechende Vertrdge Uber die Auszahlung der
einmaligen finanziellen Zuwendung mit den Trdgern der Pensionsversicherung bzw.
Versicherungstragern abschlief3en.

Allgemeines zur Wiener Wohnungssicherung Plus

§ 34. (1) An Personen, die von Armut oder sozialer AusschlieBung betroffen oder bedroht sind und
aufgrund der gestiegenen Wohnkosten von Wohnungsverlust und Delogierung bedroht sind, kénnen
sonstige Unterstiitzungsleistungen (Wiener Wohnungssicherung Plus) als Férderungen zur Abdeckung
von Rickstanden bei der Entrichtung des Mietzinses bzw. Nutzungsentgeltes sowie der Betriebskosten
vom Land Wien gewéhrt werden. Die Forderungen werden vom Land Wien im Rahmen der
Privatwirtschaftsverwaltung gewahrt und auf diese besteht kein Rechtsanspruch.

(2) Ein Ansuchen auf Forderung geméll Abs. 1 kann von folgenden volljahrigen Personen, die in
Wohnungen im Gebiet der Stadt Wien leben, an deren Adresse diese bereits seit mindestens sechs
Monaten ab Einbringung des Ansuchens ihren Hauptwohnsitz gemaR § 1 Abs. 7 MeldeG haben, gestellt
werden:

1. Volljahrige Personen, die einen Anspruch auf Leistungen der Wiener Mindestsicherung,
Leistungen der Wiener Wohnbeihilfe, Leistungen der Ausgleichszulage, Leistungen der
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Erganzungszulage oder Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung gemaR 8 6 Abs. 1 Z 1 bis 3
oder § 6 Abs. 1 Z 9 AIVG haben.

2. Volljahrige Personen, denen eine Befreiung von der Gebihrenpflicht gemal? § 3 Abs. 5 RGG
erteilt wurde.

3. Volljahrige Personen, die eine Kostendeckelung geméaR 8§ 72a EAG in Anspruch nehmen.
4. Volljahrige Personen, die einen Anspruch auf Krankengeld geméaR § 41 AIVG haben.

5. Volljahrige Personen, die einen Anspruch auf Rehabilitationsgeld gemal § 143a ASVG oder
Wiedereingliederungsgeld geméal? § 143d ASVG haben.

6. Volljahrige Personen, die einen Anspruch auf Ubergangsgeld gemaR § 306 oder § 199 ASVG
oder 8 164 GSVG haben oder eine Unterstiitzungsleistung gemal § 104a GSVG beziehen.

7. Volljahrige Personen, die einen Anspruch auf Ubergangsgeld gemiR § 156 oder § 148z BSVG
haben.

(3) Die Gewahrung der Forderungen nach Abs. 1 erfolgt auf der Grundlage von Forderrichtlinien,
die von der Wiener Landesregierung zu beschlieBen sind. Die Forderrichtlinien haben inshesondere
folgende Punkte zu enthalten:

1. Anwendungsbereich und Foérdergegenstand;

. Kreis der Férdernehmerinnen bzw. Fordernehmer;
. Forderart;

. Foérdervoraussetzungen;

. Forderbare bzw. nicht forderbare Kosten;

. Ablauf der Fordergewahrung (Forderabwicklung);
. Forderbedingungen;

. Auszahlung;

. Abrechnung und Kontrolle der widmungsgeméRen Verwendung;
. Widerruf und Ruckforderung;

11. Datenschutzrechtliche Hinweise.

(4) Die Gewahrung einer Forderung setzt ein Forderansuchen voraus, welches bei der in den
Férderrichtlinien genannten Stelle einzubringen ist.«
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6. Der bisherige 6. Abschnitt erhalt die Abschnittsbezeichnung ,,7. Abschnitt“ und der bisherige
7. Abschnitt erhélt die Abschnittsbezeichnung ,,8. Abschnitt®,

7. Der bisherige 8§ 22 erhélt die Paragraphenbezeichnung ,,8 35*; in § 35 Abs. 12 (neu) wird der Punkt
am Ende der Z 4 durch einen Strichpunkt ersetzt und es wird folgende Z 5 angefiigt:

,»D. Bezug von Kinderbetreuungsgeld nach dem KBGG im Kalenderjahr 2021.¢

8. In § 35 Abs. 15 (neu) wird die Wort- und Zeichenfolge ,,Abs. 12 Z 1 bis 4“ durch die Wort- und
Zeichenfolge ,,Abs. 12 Z 1 bis 5 ersetzt.

9. Dem 8 35 (neu) werden nach Abs. 15 folgende Abs. 16 bis 30 angefugt:

»(16) Das Amt der Wiener Landesregierung ist zum Zwecke der Abwicklung des Wiener
Wohnbonus geméal 8 23 berechtigt, sdmtliche Adressen im Gebiet der Stadt Wien, an denen zumindest
eine Person mit Hauptwohnsitz angemeldet ist sowie ein Passwort, welches jeder Hauptwohnsitzadresse
bzw. jeder Person, die unter 8 23 Abs. 3 Z 1 bis 8 fallt, zugeordnet wurde, zur Versendung des Schreibens
uber den Wiener Wohnbonus automationsunterstiitzt zu verarbeiten.

(17) Das Amt der Wiener Landesregierung ist ermachtigt, zum Zwecke der Feststellung der
Forderwirdigkeit und der Gewahrung des Wiener Wohnbonus gemaR § 23 folgende personenbezogene
Daten der forderwerbenden bzw. fordernehmenden Personen und der mit diesen an der Adresse mit
Hauptwohnsitz gemeldeten Personen sowie der forderwerbenden bzw. férdernehmenden Personen, die
unter 8 23 Abs. 3 Z 1 bis 8 fallen, automationsunterstiitzt zu verarbeiten:

1. Familienname, Vorname;

2. Geburtsdatum;

3. Geschlecht;

4. Daten zum Hauptwohnsitz im Gebiet der Stadt Wien zum 28. Juni 2023 sowie aktuelle

Wohnadresse;
5. Bankverbindung und Kontonummer;
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6. Daten betreffend eine Zustellung durch Postanweisung, sofern eine Auszahlung auf ein
Girokonto gemaR § 26 Abs. 1 zweiter Satz nicht méglich ist;
7. Kommunikationsdaten;
8. Information, ob die Personen die in §24 Abs.1 festgelegten Einkommensgrenzen nicht
uberschreiten;
9. Passwort, welches jeder Hauptwohnsitzadresse bzw. jeder Person, die unter § 23 Abs. 3 Z 1 bis 8
fallt, zugeordnet wurde;
10. Information, ob eine Person ihren Hauptwohnsitz gemé&B § 1 Abs. 7 MeldeG in einer der in § 23
Abs. 3 Z 1 bis 8 genannten Einrichtungen hat;
11. das verschliisselte bereichsspezifische Personenkennzeichen (vbPK-ZP-TD).

(18) Das Amt der Wiener Landesregierung ist berechtigt, soweit dies zur Kontrolle des rechtméaRigen
Bezuges des Wiener Wohnbonus geméaR § 23 erforderlich ist, folgende Daten der forderwerbenden bzw.
fordernehmenden Personen in den Transparenzportalabfragen (832 Abs. 6
Transparenzdatenbankgesetz 2012) abzufragen und zu verarbeiten:

1. Einkommen gemé&R § 2 Abs. 2 des Einkommensteuergesetzes 1988 — EStG 1988 zuzlglich der
sonstigen Bezlige gemé&R § 67 Abs. 1 und 2 EStG 1988 sowie der Sozialversicherungsheitréage
aus den Kalenderjahren 2021 und 2022;

2. Bruttobeziige des/der Jahres-Lohnzettel(n) fur das Kalenderjahr 2022;

3. Einkiunfte gem&R §2 Abs.3 des Einkommensteuergesetzes 1988 — EStG 1988 aus den
Kalenderjahren 2021 und 2022;

4. Leistungen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 aus dem Kalenderjahr 2022;

5. Soweit die Abfrage von Daten nach Z 1 bis 4 zu keinem Ergebnis fihrt, der Bezug von
Kinderbetreuungsgeld nach dem KBGG im Kalenderjahr 2022.

(19) Das Amt der Wiener Landesregierung ist zum Zwecke der Kontrolle des rechtméfigen Bezuges
des Wiener Wohnbonus nach §23 Abs.2 berechtigt, die Angaben der forderwerbenden bzw.
fordernehmenden Personen — mit Ausnahme der in den Einrichtungen gemafR § 23 Abs. 3 Z 1 bis 8 mit
Hauptwohnsitz gemeldeten Personen — zum Vornamen, Familiennamen und Geburtsdatum aller an der
angegebenen Adresse gemeldeten Personen im Wege einer Verknlpfungsanfrage (§ 16a Abs. 3 MeldeG)
Uber das Kriterium des Wohnsitzes zu prufen und automationsunterstiitzt zu verarbeiten.

(20) Das Amt der Wiener Landesregierung ist zum Zwecke der Abwicklung des Wiener Wohnbonus
gemal 8§ 23 hinsichtlich Personen, die ein Schreiben gemal § 25 Abs. 1 zweiter Satz erhalten sollen,
berechtigt die Daten der in Einrichtungen gemaR § 23 Abs. 3 Z 1 bis 8 mit Hauptwohnsitz gemeldeten
Personen im Wege einer Verknipfungsanfrage (8 16a Abs.3 MeldeG) Uber das Kriterium des
Wohnsitzes abzufragen und automationsunterstiitzt zu verarbeiten.

(21) Die fir die Wiener Mindestsicherung zustandige Landesbehdrde hat, sofern eine Kontrolle nach
Abs. 18 Z 1 bis 5 zu keinem Ergebnis fihrt, zum Zwecke der Kontrolle des rechtmaRigen Bezuges des
Wiener Wohnbonus den im Amt der Wiener Landesregierung zustandigen Stellen fir die Gewahrung
sowie Abwicklung der Forderung gemdl § 23 folgende personenbezogene Daten der forderwerbenden
bzw. férdernehmenden Personen zur automationsunterstiitzten Verarbeitung zu tbermitteln:

1. Familienname, Vorname;
2. Geburtsdatum;
3. Geschlecht;

4. Information tber Anspriiche auf Leistungen der Wiener Mindestsicherung im Kalenderjahr 2022.

(22) Das Amt der Wiener Landesregierung ist ermachtigt, zum Zwecke der Feststellung der
Férderwiirdigkeit und der Gewahrung sowie Abwicklung und Auszahlung der Férderungen gemaR § 28,
§ 29, §30 Z 4 bis 6, § 31 und § 34 folgende personenbezogene Daten der Personen, die unter § 28, § 29,
830 Z 4 bis 6, 8§ 31 und § 34 fallen, zu ermitteln und automationsunterstiitzt zu verarbeiten:

1. Familienname, Vorname;

2. Geburtsdatum;

3. Geschlecht;

4. Wohnadresse, Daten zur Adresse, an der die Person ihren Hauptwohnsitz hat bzw. Daten zur
Hauptwohnsitzbestétigung fur das Gebiet der Stadt Wien;

5. Information Uber Anspriiche auf Leistungen der Wiener Mindestsicherung, der Wiener
Wohnbeihilfe, der Ausgleichszulage oder Ergdnzungszulage, Leistungen aus der
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Avrbeitslosenversicherung gemall §6 Abs.1 Z1 bis 3 und §6 Abs.1 Z9 des AIVG sowie
Krankengeld gemal § 41 AIVG, die im August 2023 bestehen;

. Soweit es sich um Fdrderungen gemaR § 28, § 29, § 30 Z 4 bis 6, § 31 handelt, Bankverbindung

und Kontonummer;

. Daten betreffend eine Zustellung durch Postanweisung, sofern eine Auszahlung auf ein

Girokonto gemal § 32 erster Satz nicht maoglich ist;

. Sozialversicherungsnummer;
. Soweit es sich um Forderungen gemdl 8§34 handelt, Daten zu Vermietern oder

Hausverwaltungen betreffend die Rickstande bei der Entrichtung des Mietzinses bzw.
Nutzungsentgeltes und der Betriebskosten, die Hohe der Betrdge und der Teilbetrdge sowie
Informationen (ber den Verfahrensstand, insbesondere das Vorliegen einer R&umungsklage oder
einer Kiindigung, sowie Kommunikationsdaten der Vermieter oder Hausverwaltungen;

Soweit es sich um Forderungen geméaR § 34 handelt, Kommunikationsdaten der Mieterin bzw.
des Mieters.

(23) Das Arbeitsmarktservice darf zum Zwecke der Abwicklung der Auszahlung der Forderungen an
die Personen, die unter § 31 Z 1 bis 4 fallen, folgende personenbezogene Daten der Personen, die einen
Anspruch auf zumindest eine der in 8§31 Z 1 bis 4 aufgezdhlten Leistungen aus der
Arbeitslosenversicherung (§6 Abs. 1 Z1 bis 3 und § 6 Abs. 1 Z9 des AIVG) haben, an das Amt der
Wiener Landesregierung Ubermitteln:

1.
. Geburtsdatum;

. Geschlecht;

. Wohnadresse;

. Information, ob ein Anspruch auf zumindest eine der in § 31 Z 1 bis 4 aufgezéhlten Leistungen

b WD

6.
7.

8.

Familienname, Vorname;

aus der Arbeitslosenversicherung (8 6 Abs. 1 Z 1 bis 3 und § 6 Abs. 1 Z 9 des AIVG) im Monat
August 2023 besteht;

Bankverbindung und Kontonummer;

Daten betreffend eine Zustellung durch Postanweisung, sofern eine Auszahlung auf ein
Girokonto geméaR § 32 erster Satz nicht maéglich ist;

Sozialversicherungsnummer.

(24) Die Osterreichische Gesundheitskasse darf zum Zwecke der Abwicklung der Auszahlung der
Forderungen an die Personen, die unter § 31 Z 5 fallen, folgende personenbezogene Daten der Personen,
die einen Anspruch auf Krankengeld geméR 8§ 41 AIVG im Monat August 2023 haben, an das Amt der
Wiener Landesregierung tbermitteln:

1.
. Geburtsdatum;

. Geschlecht;

. Wohnadresse;

. Information, ob ein Anspruch auf Krankengeld geméafR § 41 AIVG im Monat August 2023

g wN

6.
7.

8.

Familienname, Vorname;

besteht;
Bankverbindung und Kontonummer;

Daten betreffend eine Zustellung durch Postanweisung, sofern eine Auszahlung auf ein
Girokonto geméaR 8§ 32 erster Satz nicht maoglich ist;

Sozialversicherungsnummer.

(25) Die fur die Wiener Mindestsicherung und fir die Wohnbeihilfe in Wien zustandigen
Landesbehérden haben zum Zwecke der Feststellung der Forderwirdigkeit und der Gewéhrung sowie
Abwicklung und Auszahlung der Forderungen gemdR §28 und 829 den im Amt der Wiener
Landesregierung zustandigen Stellen fur die Gewahrung der Férderungen gemal § 28 und § 29 folgende
personenbezogene Daten der Personen, die unter §28 und §29 fallen, zur automationsunterstiitzten
Verarbeitung zu Ubermitteln:

1.
2.
3.
4.

Familienname, Vorname;
Geburtsdatum;
Geschlecht;

Wohnadresse, Daten zur Adresse, an der die Person ihren Hauptwohnsitz hat bzw. Daten zur
Hauptwohnsitzbestétigung fir das Gebiet der Stadt Wien;
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5. Information ber Anspriche auf Leistungen der Wiener Mindestsicherung, der Wiener
Wohnbeihilfe, der Ausgleichszulage oder Ergénzungszulage sowie Leistungen aus der
Avrbeitslosenversicherung (§ 6 Abs.1 Z 1 bis 3 und §6 Abs.1 Z9 des AIVG), die im Monat
August 2023 bestehen;

6. Bankverbindung und Kontonummer;

7. Daten betreffend eine Zustellung durch Postanweisung, sofern eine Auszahlung auf ein
Girokonto gemal § 32 erster Satz nicht maoglich ist;

8. Sozialversicherungsnummer.

(26) Die fiir die Pensionsanspriiche der Beamten der Bundeshauptstadt Wien, ihrer Hinterbliebenen
und Angehdrigen zustdndigen Stellen des Magistrats Wien haben zum Zwecke der Feststellung der
Forderwirdigkeit und der Gewéhrung sowie Abwicklung und Auszahlung der Foérderungen gemaR § 30
Z 4 den im Amt der Wiener Landesregierung zustandigen Stellen fiir die Gewéhrung der Férderungen
gemal 8§30 Z4 folgende personenbezogene Daten der Personen, die unter 830 Z4 fallen, zur
automationsunterstiitzten Verarbeitung zu tbermitteln:

1. Familienname, Vorname;
. Geburtsdatum;

. Geschlecht;

. Wohnadresse;

. Information Uber den Anspruch auf Ergdnzungszulage geméaR § 30 PO 1995, der im Monat
August 2023 besteht;

. Bankverbindung und Kontonummer;
7. Daten betreffend eine Zustellung durch Postanweisung, sofern eine Auszahlung auf ein
Girokonto geméaR 8§ 32 erster Satz nicht mdglich ist.

(27) Die von der OBB-Holding AG beauftragte Gesellschaft/Einrichtung fiir die
Pensionsangelegenheiten im Sinne des §52a Abs. 1 Bundeshahngesetz, bzw. falls keine solche
Gesellschaft/Einrichtung beauftragt wurde die OBB Holding AG, darf zum Zwecke der Abwicklung der
Auszahlung der Forderungen gemal 8 30 Z 5 folgende personenbezogene Daten der Personen, die unter
8§ 30 Z 5 fallen, an das Amt der Wiener Landesregierung tUbermitteln:

. Familienname, VVorname;
. Geburtsdatum;

. Geschlecht;

. Wohnadresse;

. Information, ob im Monat August 2023 ein Anspruch auf eine Leistung der Erganzungszulage
gemal § 24 BB-PG besteht;

. Bankverbindung und Kontonummer;
7. Daten betreffend eine Zustellung durch Postanweisung, sofern eine Auszahlung auf ein
Girokonto geméal 8§ 32 erster Satz nicht mdglich ist.

(28) Die Versicherungsanstalt 6ffentlich Bediensteter, Eisenbahnen und Bergbau (BVAEB) darf zum
Zwecke der Abwicklung der Auszahlung der Férderungen gemaR § 30 Z 6 folgende personenbezogene
Daten der Personen, die unter § 30 Z 6 fallen, an das Amt der Wiener Landesregierung tbermitteln:

. Familienname, VVorname;
. Geburtsdatum;

. Geschlecht;

. Wohnadresse;

. Information, ob im Monat August 2023 ein Anspruch auf eine Leistung der Erganzungszulage
gemal § 26 PG. 1965 besteht;

. Bankverbindung und Kontonummer;

. Daten betreffend eine Zustellung durch Postanweisung, sofern eine Auszahlung auf ein
Girokonto gemé&R § 32 erster Satz nicht mdglich ist.

(29) Das Amt der Wiener Landesregierung ist zum Zwecke der Informationen der Personen (ber die
Fordergewahrung gemaR § 28, § 29, § 30 Z 4 bis 6 und § 31 berechtigt, folgende der im Rahmen der
Forderabwicklung verarbeiteten personenbezogenen Daten zur Versendung von Informationsschreiben an
die Personen, denen eine Forderung nach §28, §29, 830 Z4 bis 6 oder 8§31 gewéhrt wird,
automationsunterstutzt zu verarbeiten:

1. Familienname, Vorname;
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2. Geschlecht;

3. Wohnadresse, Daten zur Adresse, an der die Person ihren Hauptwohnsitz hat bzw. Daten zur
Hauptwohnsitzbestatigung fiir das Gebiet der Stadt Wien.

(30) Das Amt der Wiener Landesregierung ist zum Zwecke der Vermeidung von unzuldssigen
Doppel- oder Mehrfachforderung der Wiener Wohnunterstltzungspauschale (8 27 Abs. 3) berechtigt,
einen automationsunterstiitzten Abgleich der Sozialversicherungsnummer aus den vorliegenden
Datenquellen zu den im August 2023 vorliegenden Leistungsbeziigen der in 8§88 28, 29 und 31 genannten
Leistungen (Leistungen der Wiener Mindestsicherung, der Wiener Wohnbeihilfe, des Krankengeldes
gemal § 41 AIVG und Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung nach 8 6 Abs. 1 Z 1 bis 3 und § 6
Abs. 1 Z 9 des AIVG) vorzunehmen. Sollte dieser automationsunterstiitzte Abgleich der
Sozialversicherungsnummer aus den vorliegenden Datenquellen Uber den Leistungsbezug das
Mehrfachvorliegen der Sozialversicherungsnummer ergeben, werden daran anschlieBend zur
Verifizierung des Vorliegens des Leistungsbezuges von mindestens zwei oder mehreren der in 88 28, 29
und 31 genannten Leistungen der Person im Monat August 2023, die Datenarten Familienname, VVorname
und die Information Gber die jeweiligen Leistungsheziige automationsunterstiitzt auf Ubereinstimmung
geprift. Falls dabei eine Ubereinstimmung der Datenarten festgestellt wird, werden die
personenbezogenen Daten aus einer der vorliegenden Datenquellen zu den im August 2023 vorliegenden
Leistungsbeziigen der in 8828, 29 und 31 genannten Leistungen geléscht, damit die einmalige
Auszahlung der Wiener Wohnunterstiitzungspauschale in Héhe von 200 Euro geméR § 26 Abs. 1 erfolgen
kann.“

10. Der bisherige 8§ 23 erhalt die Paragraphenbezeichnung ,,§ 36 und nach Abs. 2 werden folgende Abs.
3 und 4 angeflgt:

,(3) Personenbezogene Daten aus der Abwicklung der Forderungen gemaR § 28, § 29, § 30 Z 4 bis 6

und § 31 sind fiir die Dauer von einem Jahr aufzubewahren und danach zu léschen, soweit andere
gesetzliche Verpflichtungen dem nicht entgegenstehen.

(4) Personenbezogene Daten aus der Abwicklung der Forderungen geméR § 23 und § 34 sind fiir die
Dauer von drei Jahren aufzubewahren und danach zu I6schen, soweit andere gesetzliche Verpflichtungen
dem nicht entgegenstehen.«

11. Der bisherige § 24 erhélt die Paragraphenbezeichnung ,,§ 37¢; in § 37 (neu) wird der Punkt am Ende
der Z 20 durch einen Strichpunkt ersetzt und es wird folgende Z 21 angefligt:

,,21. Kinderbetreuungsgeldgesetz (KBGG), BGBI. | Nr. 103/2001, in der Fassung BGBI. | Nr.
225/2022.

12. Der bisherige § 25 erhalt die Paragraphenbezeichnung ,,§ 38*.

Artikel 11
Anderung des Wiener Mindestsicherungsgesetzes (WMG)

Das Wiener Mindestsicherungsgesetz (WMG), LGBI. fir Wien Nr. 38/2010, zuletzt gedndert durch
das Gesetz LGBI. fur Wien Nr. 9/2023, wird wie folgt geandert:

In § 10 Abs. 6 wird der Punkt am Ende der Z 8 durch einen Beistrich ersetzt und es wird folgende Z 9
angefigt:
,9. Zuschiisse und sonstige Unterstiitzungsleistungen, die an Mieterinnen oder Mieter von
Gebietskorperschaften zur Deckung eines Sonderbedarfs als Ausgleich fir die
inflationsbedingten Mehrausgaben (Teuerung) gewahrt werden.*
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Artikel 111
Anderung des Wiener Wohnbauférderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes - WWFSG
1989

Das Gesetz uber die Forderung des Wohnungsneubaus und der Wohnhaussanierung und die
Gewadhrung von Wohnbeihilfe (Wiener Wohnbauférderungs- und Wohnhaussanierungsgesetz —
WWHFSG 1989), LGBI. fur Wien Nr. 18/1989, zuletzt geéndert durch das Gesetz LGBI. fur Wien Nr.
69/2018, wird wie folgt gedndert:

1. Dem § 20 wird folgender Abs. 7 angefligt:

»(7) Zuschisse und sonstige Unterstiitzungsleistungen, die von Gebietskdrperschaften oder von der
Vermieterin oder dem Vermieter einer Mieterin oder einem Mieter als Ausgleich fir die
inflationsbedingten Mehrausgaben gewahrt werden, mindern die Wohnbeihilfe jedoch nicht.*

2. 8 60 Abs. 6 entféllt.

3. In § 61 wird nach Abs. 4 folgender Abs. 4a eingefigt:

,»(4a) Zuschiisse und sonstige Unterstiitzungsleistungen, die von Gebietskdrperschaften oder von der
Vermieterin oder dem Vermieter einer Mieterin oder einem Mieter als Ausgleich fur die
inflationsbedingten Mehrausgaben gewahrt werden, mindern die Wohnbeihilfe jedoch nicht.*

Artikel IV
Inkrafttreten

Die Artikel | bis 111 treten an dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

Der Landeshauptmann: Der Landesamtsdirektor:
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	8. In § 35 Abs. 15 (neu) wird die Wort- und Zeichenfolge „Abs. 12 Z 1 bis 4“ durch die Wort- und Zeichenfolge „Abs. 12 Z 1 bis 5“ ersetzt.
	9. Dem § 35 (neu) werden nach Abs. 15 folgende Abs. 16 bis 30 angefügt:
	10. Der bisherige § 23 erhält die Paragraphenbezeichnung „§ 36“ und nach Abs. 2 werden folgende Abs. 3 und 4 angefügt:
	11. Der bisherige § 24 erhält die Paragraphenbezeichnung „§ 37“; in § 37 (neu) wird der Punkt am Ende der Z 20 durch einen Strichpunkt ersetzt und es wird folgende Z 21 angefügt:
	12. Der bisherige § 25 erhält die Paragraphenbezeichnung „§ 38“.
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	Änderung des Wiener Mindestsicherungsgesetzes (WMG)
	In § 10 Abs. 6 wird der Punkt am Ende der Z 8 durch einen Beistrich ersetzt und es wird folgende Z 9 angefügt:
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	1. Dem § 20 wird folgender Abs. 7 angefügt:
	2. § 60 Abs. 6 entfällt.
	3. In § 61 wird nach Abs. 4 folgender Abs. 4a eingefügt:
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